
Schriftliche Anwaltsprüfung 

I. 

Sachverhalt 

1. Die M. AG mit Sitz in S ch affhau s en ist Eigentümerin von 210/1000 Miteigentum 

(Stockwerkeigentum) an der - 1990 erstellten - Liegenschaft Gartenstrasse 1 (5-Familien­

haus) in Stemenberg (Bezirk Pfaffikon) mit Sonderrecht an der Attikawohnung. Zur 

Attikawohnung gehort eine Dachterrasse (im Grundbuch als "Sondemutzungsrecht" 

bezeichnet) über den Obergeschossen. Die Attikawohnung ist luxurios eingerichtet und 

dient dem Geschaftsinhaber und Alleinaktionar M. sowie seiner Familie als "Wochenend­

wohnung". 

Die Verwaltung der Stockwerkeigentümergemeinschaft Gartenstrasse 1 obliegt seit vielen 

J ahren dem Verwalter X. Der aktuelle schriftliche Verwaltervertrag der Gemeinschaft mit 

dem Verwalter wurde auf eine Dauer von 3 J ahre abgeschlossen. Er kann unter Beachtung 

einer sechsmonatigen Kündigungsfrist auf den 31. Dezember 2006 gekündigt werden, 

ansonsten sich der Vertrag um weitere drei J ahre verHingert. 

2. Der Bodenbelag der Dachterrasse ist im Lauf der Zeit uneben geworden und nach 

Regenfallen verbleiben j eweils Wasserpfützen. Im J ahr 2000 hatte die M.AG den Zustand 

durch einen Ingenieur überprüfen lassen; dieser empfahl in seinem Bericht vom 1. April 

2000 die Sanierung der Dachterrasse, d.h. die Emeuerung des Plattenbelages sowie der 

darunter liegenden Gebaudeisolation samt Abdichtungen. 

Im Frühling 2002 beschloss die Stockwerkeigentümergemeinschaft die Sanierung der 

Fassaden. Die M. AG verlangte, dass gleichzeitig auch die Sanierung der Dachterrasse 

gemass den Empfehlungen des Experten vom 1. April 2000 erfolge oder aber dass ihr 

erlaubt werde, diese Sanierung auf Kosten der Stockwerkeigentümergemeinschaft vorzu­

nehmen. Die Stockwerkeigentümerversammlung lehnte beides mit Mehrheitsbeschluss ab, 

weil die Sanierung der Terrasse nicht dringlich sei und zuerst die Fassade saniert werden 

müsse. 
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3. Die M.AG gibt hierauf die Sanierung der Dachterrasse einem Untemehmer direkt 

in Auftrag. Nach Abschluss der Arbeiten an der Terrasse verlangt die M. AG mit 

Schreiben vom Oktober 2002 an den Verwalter, dass ihr die Kosten für die Terrassen­

sanierung von total Fr. 40'000.-- sowie die Kosten der Expertise vom 1. April2000 von 

Fr. 3'000.-- ersetzt werden, was der Verwalter ablehnt. 

. Aufgaben 
1/1 

Die M.AG kontaktiert sie als Anwalt. Erstellen Sie ein Exposé und legen Sie dar, ob und 

welche Ansprüche der M.AG auf Ersatz der Kosten für die Terrassensanierung und 

Expertise zustehen. Zeigen Sie auch auf, wo, wie und gegen wen die M.AG gerichtlich 

vorgehen müsste (einschliesslich Rechtsmittel). 

1/2 
Die M.AG ist auch über die Haltung des Verwalters emport und verlangt dessen sofortige 

Absetzung. Legen sie der M.AG die entsprechende Rechtslage dar (inkl. Zusüindigkeiten). 

11. 

4. Die Hausfassadensanierung wurde im Frühjahr 2003 abgeschlossen. Da der 

Emeuerungsfonds schon vorher aufgebraucht war, müssen die Kosten vollumfanglich von 

den Eigentümem getragen werden. Die J ahresrechnung 2003 der Stockwerkeigentümer­

gemeinschaft wurde durch die J ahresversammlung im Mãrz 2004 genehmigt. Gemãss 

dieser Jahresrechnung entfãllt auf die M. AG ein Kostenanteil von Fr. 25'000.-- für die 

Hausfassadensanierung und ein Betrag von Fr. 6'000.-- ordentliche Verwaltungskosten. 

Gleichzeitig beschloss die Versammlung das Budget für 2004 und legt die 

Akontozahlungen fest, welche für die M. AG Fr. 7'000.-- betragen. 

5. Die M. AG war an der Stockwerkeigentümerversammlung vom Frühjahr 2004 

nicht vertreten. Sie hatte schon für 2003 keine Akontobeitrãge geleistet. Sie bezahlte auch 

die auf sie entfallenden Beitdige für 2003 nicht und leistete auch keine Akontobeitrãge für 

2004. Irn Apri12004 erfãhrt der Verwalter, dass der zustãndige Richter des Kantons 

Schaffuausen am 1. Oktober 2003 über der M.AG den Konkurs eroffnet habe. Die 

Publikation der Konkurseroffnung und des Schuldenrufes erfolgten im Oktober 2003 im 

Amtsblatt des Kantons Schaffuausen sowie im Handelsamtsblatt. 
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1I/3 

Der Verwalter zieht Sie als RechtsanwaltIRechtsanwã1tin bei, um die ausstehenden 

Forderungen der Stockwerkeigentümergemeinschaft erhãlt1ich zu machen. Erstellen Sie 

ein Exposé zuhanden des Verwalters über die Rechtslage und die Chancen, die 

ausstehenden Betrãge trotz grosser Überschuldung der Mobel AG, erhãltlich zu machen. 

Legen Sie der Verwaltung dar, wie weiter vorzugehen ist. Gehen Sie zudem auf die Frage 

der Verwa1tung ein, wann mit allfãlligen Zahlungen des Konkursamtes gerechnet werden 

konnte. 

• Hilfsmittel: ZGB/OR (Ausgabe Gauch je mit Anhang), GVG, ZPO, SchKG 

• Verweisen Sie ersatzweise auf die Regelung im Kanton Zürich, wenn kantonales 

schaffhausisches Recht, zur Anwendung kiime. 

• Die Aufgabe ist nicht abzuschreiben, aber der Losung beizulegen. 



24/02. 
Schriftliche Anwaltsprüfung 

Geschichten aus der Ueberbauung "Sunnebüel" 

Die Ueberbauung "Sunnebüel" In Oberrieden, bestehend aus zehn 

DoppeleinfaInilienhausern, wurde 1997/98 erstellt. Die BauabnahIne fand ain 1. 

Oktober 1999 statt. Der GeneralunternehIner und Verkaufer der Hauser Ue 

abparzellierte Grundstücke Init Haus), ist praktisch zahlungsunfâhig, bei ihIn ist 

niehts lnehr zu holen. Das lnaeht in unsereln FalI aber niehts, da die Kaufer sieh 

die Garantieansprüehe gegen die Baufinnen haben abtreten lassen. 

I. 

Anton Alnberg hat das Grundstüek A itn Septelnber 2001 erworben. Das darauf 

stehende Haus A hatte bis dahin noch leer gestanden. lIn Spatherbst 2001 hatten 

sieh an der Deeke des unter der D aehterrass e befindliehen RauInes 

Feuehtigkeitsf1eeken gezeigt, die dann gegen den Frühling wieder versehwanden. 

Itn August 2002, nach heftigen Gewittern, tropfte es an eineln Sonntaglnorgen auf 

den Stubentiseh. Anton Alnberg benaehriehtigte aIn Montag sofort die Baufinna 

"Polla & Co." in Meilen, welche die Arbeiten an der Daehterrasse ausgefuhrt 

hatte. Noch in der gleiehen Woche kaIn Piero Polla von der "Polla & Co." vorbei, 

sah sieh die Saehe an und reinigte den Ablauf der Dachterrasse. Itn Winter gab es 

wieder Feuehtigkeitsf1ecken. Anton Alnberg war jedoeh gesehaftlieh lneist itn 

Ausland, und seine Frau wollte sieh nieht lnit solehen Dingen befassen. lIn Marz 

2004 tropfte es wieder auf den Stubentisch. Auf die sofortige Reklalnation hin 

erhielt Alnberg von der Finna "Polla & Co." die Antwort, Inan Inüsse halt den 

Abguss der Daehterrasse freihalten, jetzt kOlnlne Inan nieht lnehr. Eingesehriebene 

Briefe des Inhalts, die Daehterrasse sei undicht, und "Polla & Co." habe 

unverzüglieh den Mangel zu beheben, nützten niehts. Hierauf hat Anton Alnberg 

die Sache dureh einen Baufachlnann begutachten lassen. Dessen s ehri ftl i eh er 

Berieht halt fest, dass der Boden der Dachterrasse eine falsche Neigung hat, und 

dass die Abdichtungen fehlerhaft sind; Kosten der Sanierung ca. Fr. 30'000.-. 

Heute, ain 26. August, ersucht Anton Alnberg Sie Uln Rat und bittet Sie Uln 

Vertretung seiner Interessen. Er hat die "Polla & Co." bereits betrieben fur den 

Betrag von Fr. 30'000.- fur Sanierungskosten, und er hat den Zahlungsbefehl von1 

10. August 2004 samt Rechtsvorsehlag. 
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1. Was für Ansprüche hat A. Amberg gegenüber der "Polla & Co." ? 

2. Was lnuss A. Amberg unternehlnen, uln seine Ansprüche zu wahren? 

3. Wo und. wie ist die "Polla & Co.", welche Piero Polla, Meilen, und Paolo 

Polla, Uster, gehõrt, gerichtlich einzuklagen? 

4. Fonnulieren Sie das Klagebegehren 

5. Wie beurteilen Sie die Rechtslage? 

Die Aufgabe ist nur nach OR zu lõsen, die SIA-Norm 118 ist unbeachtlich. 

11. 

In dieser U eberbauung komlnt das Wasser auch von unten. In den hn unteren 

Bereich des Hangs stehenden Hãuser B des Beat Bühler und C des Claus Curti 

gibt es nach heftigen Regenfállen Wassereinbrüche hn Keller infolge Rückstaus 

des Meteor- und Sickerwassers aus der den Grul1dstücken, B, C, D, E und F 

dienenden gemeinsalnen Meteorwasserleitung. Die von Beat Bühler veranlasste 

Expertise ergab folgendes: Der Rohrquerschnitt der Salnlnelleitung ist zu eng, 

und die Entwãsserungsleitungen der hangaufwãrts befindlichen Hãuser, D, E und 

F sind falsch eingeleitet. Die Abklãrungen behn BauaInt der Gelneinde 

Oberrieden ergaben, dass die Meteorwasserleitung ohne genehlnigte Plãner erstellt 

wurde und die Baubehõrde bei der Bauabnahlne (nach PBG) die Kontrolle der 

Kanalisation (Abwasser- und Meteorwasserleitungen) unterlassen hatte. 

Die Eigentümer der hangaufwãrts liegenden Grundstücke D, E und F opponieren 

hartnãckig gegen die Sanierung der Meteorwasserleitung, die aus ihrer Sicht nicht 

nõtig ist und wofür sie nur lnitzahlen lnüssten. Dies trotz der auch auf ihren 

Grundtücken lastenden Dienstbarkeit, die folgenden W ortlaut hat: 

"Die Eigentülner der beteiligten Grundstücke dulden gegenseitig die 
Durchleitung, den Anschluss, den F ortbestand und den Unterhalt, die 
Reparatur und die Erneuerung, bezgl. der für den Betrieb der Bauwerke 
erforderlichen Werkleitungen (Leitungen bzw. Schãchte und dergleichen für 
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Kanalisation, Wasser, Meteorwasser, Sickerwasser, Elektrizitat, Telefon, 
Fernseh- und Radioantennenkabel und dergleichen). 

Die Kosten für den Unterhalt und die Reparatur dieser Leitungen gehen 
zulasten der Eigentülner, denen sie dienen. Bei gelneinsaln benützten 
Leitungen oder Teilen hievon hat jeder beteiligte Eigentülner gleichviel 
beizutragen. " 

Der Versuch von Beat Bühler und Claus Curti, den Gelneinderat zu verpf1ichten, 

gegenüber den beteiligen Eigentülnern der Ueberbauung die Erstellung einer 

baurechtskonfonnen Meteorwasserleitung durchzusetzen, blieb erfolglos. Die 

Baurekurskolnlnission fan d, dass das Sache des Zivilrichters sei. In deln 

betreffenden (rechtskraftigen) Entscheid der BRK wird aber festgehalten, dass die 

Meteorwasserleitung die erwãhnten Mãngel aufweist und die 

U eberschwelnlnungen deren F olge sind. 

Beat Bühler und Claus Curti haben ein Projekt für elne baurechtskonforme 

Meteorwasserleitung erstellen lassen, das VOln zustandigen Gelneindeingenieur 

für gut befunden wurde. Kosten Fr. 80'000.- . Jetzt sind wir gerüstet und wollen 

itn Nmnen von Bühler und Curti gerichtlich gegen D, E und F vorgehen. 

6. Wo und wie klagen Sie gegen D und E und F? 

7. F onnulieren Sie das Klagebegehren. 

111. 

Grillfreuden sind nicht auch des Nachbarn Freuden. Falnilie Beat Bühler benützt 

ihren Gartengrill auf deln Sitzplatz praktisch jeden Abend. Das hangaufwarts 

stehenden Haus D wird Rauch und Essensgeruch eingedeckt, je nach 

Windverhãltnissen besonders intensiv. An den schünsten Abenden kann die 

Eigentülnerin Dora Dürst ihren Sitzplatz nicht geniessen, und die Fenster gegen 

Haus B lnuss sie geschlossen halten. Reklalnationen bei Bühlers nützen nichts; 

weshalb auch Rücksicht nehlnen, wenn Dora Dürst die Sanierung der 

Meteorwasserleitung verweigert? 

8. Wo und wie muss Dora Dürst gerichtlich vorgehen, dalnit die Belastigungen 

durch Bühlers Grillabende aufhüren? 

9. Beurteilen sie die Erfolgschancen. 
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10. Führen Sie den Rechtslnittelweg auf, bis und lnit Bundesgericht. Dabei ist zu 

beachten, dass das Obergericht in seineln abweisenden Entscheid die 

Einholung einer bereits vor erster Instanz beantragten Expertise über die 

besondere Intensitat der hnmissionen bei F õhn abgelehnt hat lnit der 

Begründung, dass selbst bei Bestatigung der behaupteten Intensitat der 

lInlnissionen das Rechtsbegehren abzuweisen ware. 

IV. 

Die Eheleute Anna und Horst Furrer haben vor der Heirat als einfache 

Gesellschaft ihr Haus F 1998 ZUln Preis von Fr. 800'000.-. gekauft, gelnass 

Grundbucheintrag Gesalnteigentuln lnit je 1;2 Quote. Horst, deutscher 

Staatsangehõriger, hat eine gute Stelle in Frankfurt a.M. gefunden und wil1 dort 

bleiben. Per 1. Oktober 2004 haben die Eheleute eine (aussergerichtliche) 

Trennungsvereinbarung geschlossen. Deren Inhalt ist nicht relevant, es geht nur 

Uln die Scheidung. 

11. Wie sieht die güterrechtliche Auseinandersetzung lnit Bezug auf das Haus 

aus, bei folgenden tatsachlichen Verhaltnissen? 

Kaufpreis Haus Fr 800'000.-

bezahlt wie folgt: 

Horst Fr. 200'000.-

Anna Fr. 50'000.-

Hypothek Fr. 550'000.-

Verkehrswert Haus heute Fr. 880'000.-

Die gesa1nten Hypothekarzinsen wurden von Horst bezahlt. Anna ist seit der 

Geburt des ersten Kindes nicht berufstatig 

Anna will unbedingt, dass bei der Scheidung das Haus ihr zu Alleineigentuln 

zugewiesen wird, wegen der beiden 8- und 6-jahrigen Kinder, die ja bei ihr 

bleiben sollen. Horst drangt auf Verkauf des Hauses, weil er das Geld braucht und 

Anna gar nicht die finanziellen Mittel hat, das Haus zu halten. Die Bank hat ihn1 

bereits lnitgeteilt, dass sie ihn nicht aus der Solidarhaft fur die Hypothekarschuld 

entlassen würde. Beide wollen lnõglichst bald die Scheidung, kõnnen sich aber 

lnit Bezug auf das Haus nicht einigen. 
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12. Welches Gericht ist zustãndig für die Scheidung? 

13. Angenolnlnen, ein CH-Gericht sei zustãndig, welches Begehren stellen die 

Parteien? 

14. Beurteilen Sie die Chancen von Anna, das Haus zu Alleineigentuln zu 

erhalten. 

15. Das erstinstanzliche Urteil lautet, dass das Haus zu verãussern ist. Anna 

findet, dass sie unter diesen Ulnstãnden lnit der Scheidung nicht 

einverstanden gewesen wãre. Was halten Sie von dieseln Einwand? 

Hilfslnittel: ZGB, OR (Ausgabe SChonenberger/Gauch lnit den weiteren 

Texten in den Anhãngen, GestG, OG, GVG, ZPO 

Die Aufgabe ist nicht abzuschreiben, aber mit Ihrer Arbeit wieder abzugeben. 



Schriftliche Anwaltsprüfung 

Sachverhalt 

Am 15. Mai 2001 schlossen Rudolf Knecht und der Grieche Christos Thakos die dieser 

Prüfungsaufgabe beigelegte Vereinbarung. Das Darlehen war für die Einrichtung eines 

Barbetriebs von Thakos in Griechenland bestimmt. Thakos unterzeichnete die Vereinba­

rung auch namens der Weinlander AG für Barbetriebe, deren Alleinaktionar er war und 

für die er als einer von drei Verwaltungsraten einzeln zeichnungsberechtigt war. Am Tage 

der Unterzeichnung übergab Knecht Thakos CHF 100'000 gegen Aushandigung samtli­

cher I nhaberaktien der Weinlander AG für Barbetriebe. 

Als Thakos am 23. Mai 2001 die Unterschrift für die Grundpfandverschreibung leisten 

wollte, lehnte das Grundbuchamt Andelfingen die Beurkundung ab, weil kurz zuvor auf 

Antrag der Konkursmasse durch eine superprovisorische richterliche Verfügung Thakos 

per sofort die Zeichnungsberechtigung für die Weinlander AG für Barbetriebe entzogen 

worden war. 

Über Thakos war bereits am 10. Januar 2001 der Privatkonkurs er6ffnet worden, was am 

14. Mãrz 2001 im Schweizerischen Handelsamtsblatt (SHAB) und im kantonalen Amts­

blatt ver6ffentlicht worden war. Knecht wusste nichts davon, bis ihn das Konkursamt Win­

terthur mit Schreiben vom 23. Mai 2001 aufforderte, die Inhaberaktien der Weinlander AG 

für Barbetriebe unverzüglich der Konkursverwaltung auszuhandigen. Am 30. Mai 2001 

kam Knecht dieser Aufforderung nach und meldete gleichzeitig seine Darlehensforderung 

unter Geltendmachung seines Pfandrechts an den Inhaberaktien der Weinlander AG für 

Barbetriebe beim Konkursamt an. Dieses lehnte am 20. Juni 2001 Forderung und Pfand­

recht ohne Begründung ab. 

Fragen 

1. Was m6gen die Gründe für diesen Entscheid des Konkursamtes gewesen sein? 

2. Welche Rechtswege standen Knecht offen, wenn er damit nicht einverstanden ware 

und wie beurteilen Sie die Erfolgsaussichten? 
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Weiterer Sachverhalt 

Naehdem die Weinlander AG für 8arbetriebe Zahlungsaufforderungen Kneehts zurüek­

gewiesen hatte, betrieb Kneeht sie an ihrem Sitz in Andelfingen am 10. Dezember 2002 

aut 8ezahlung von CHF 1121000 zuzüglieh 50/0 Verzugszins ab 1. November 2002. 

Naeh Reehtsvorsehlag verlangte Kneeht Reehtsõffnung. Die Weinlander AG für 8arbe­

triebe braehte im Reehtsõffnungsverfahren vor, die Untersehrift von Thakos in der Ver­

einbarung vom 15. Mai 2001 sei gefalseht. Sie verwies dazu auf ein Privatgutaehten und 

beantragte eine Expertise, wenn das Gerieht diesem nieht folgen wolle. Der Reehtsõff­

nungsriehter befand, die Eehtheit der Untersehrift sei zu vermuten und das Privatgutaeh­

ten vermõge diese Vermutung nieht zu widerlegen. Er lehnte die Einholung eines Gutaeh­

tens ab und erteilte Kneeht provisorisehe Reehtsõffnung. Die Weinlander AG für Barbe­

triebe ist der Auffassung, der Reehtsõffnungsriehter habe die Beweislast falseh verteilt 

und au eh zu Unreeht kein Gutaehten eingeholt. 

Fraqen 

3. Welehes Reehtsmittel steht der Weinlander AG tür Barbetriebe gegen den Reehtsõff­

nungsentseheid zur Verfügung? 

4. Wie ware dieses zu begründen und wie beurteilen Sie die Erfolgsaussiehten? 

Weiterer Sachverhalt 

Für das Folgende ist davon auszugehen, dass die Untersehrift von Thakos eeht ist. 

Kneeht reiehte gegen die Weinlander AG für Barbetriebe beim Handelsgerieht Zürieh 

Klage auf 8ezahlung von CHF 1121000 nebst 50/0 Zins seit 1. November 2002 ein. 

Die Weinlander AG für Barbetriebe beantragte dem Handelsgerieht, auf die Klage nieht 

einzutreten und den Prozess dem Bezirksgerieht Horgen zu überweisen. Zur Begründung 

verwies sie aut Zift. 7 der Vereinbarung, woraus sieh ergebe, dass aussehliesslich die mit 

dem Wohnsitz des Klagers geographiseh und reehtlieh unmittelbar verknüpften ordentli­

ehen Geriehte, nieht aber kantonale Spezialgerichte zustandig sein sollen. 
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Fragen 

5. Wie wird Ihrer Ansieht naeh das Handelsgerieht über diesen Antrag entseheiden? 

6. Wenn es die Unzustandigkeitseinrede abweisen sollte: welehe Reehtsmittel standen 

der Weinlander AG für Barbetriebe dagegen zur Verfügung? 

Weiterer Sachverhalt 

Materiell beantragte die Weinlander AG für Barbetriebe Abweisung der Klage. Zur Be­

gründung führte sie folgende Eventualstandpunkte an: 

a) Die Weinlander AG für Barbetriebe habe kein eigenes reehtliehes oder wirtsehaftli-

ehes Interesse am Darlehen an Thakos gehabt. Daher hatte Thakos die Weinlander AG 

für Barbetriebe als deren Verwaltungsrat nieht verpfliehten dürfen, solidariseh für seine 

Verbindliehkeiten einzustehen. Dies zumal Thakos nieht Alleinaktionar der Weinlander 

AG für Barbetriebe gewesen sei, was daraus hervorgehe, dass diese zwei weitere Ver­

waltungsrate gehabt habe, die zwingend Aktionare sein mussten. Zu diesem letzten Ar­

gument bemerkte Kneeht, Thakos sei als grieehiseher Staatsangeh6riger auf zwei 

Sehweizer Verwaltungsratsmitglieder angewiesen gewesen. Diese hatten ihre Pfliehtakti­

en aber rein treuhanderiseh und ohne eigene Interessen an der Weinlander AG für Bar­

betriebe gehalten. Diese Behauptung Knechts blieb im Prozess seitens der Weinlander 

AG für Barbetriebe unwidersproehen. 

b) Gemass Vereinbarung sei das Darlehen erst nach Bestellung samtlieher Realsi-

eherheiten auszubezahlen gewesen. Die Weinlander AG für Barbetriebe habe sieh darauf 

verlassen, dass ihre Solidarverpflichtung nur neben den vereinbarten Realsieherheiten 

zum Tragen kommen werde. Da das Faustpfand wegen des Konkurses von Thakos gar 

nieht gültig habe bestellt werden k6nnen und da au eh die vorgesehene Grundpfandver­

schreibung nieht habe erriehtet werden k6nnen, sei aueh ihre Verpfliehtung zur Solidar­

haftung unverbindlieh bzw. ware ihre Belangung dureh Knecht reehtsmissbrauehlieh. 

e) Reehtlieh sei die Solidarverpflichtung der Weinlander AG für Barbetriebe eine Bürg-

sehaft und als solehe niehtig, weil (wegen der Haftung aueh für die Verzugskosten) ein 

zahlenmassig bestimmter H6ehstbetrag nieht gegeben sei. 
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Fragen 

7. Wie beurteilen Sie rechtlich die Erfolgsaussichten der Argumente der Weinlander AG 

für Barbetriebe im Prozess? 

8. Welche Rechtsmittel standen Knecht zur Verfügung, wenn die Klage aus von der 

Weinlander AG für Barbetriebe vorgetragenen rechtlichen Argumenten abgewiesen 

würde? 

-+ Dieser Text ist nicht abzuschreiben, aber mit Ihrer Lõsung zurückzugeben +-

Hilfsmittel: 
Schulthess, Textausgabe ZGB/OR, 44. Auf1age 
Walder, Textausgabe SchKG, 16. Auflage 
Gesetzestexte GVG, ZPO, OG, EG zum SchKG 



Beilage zur Prüfungsaufgabe vom 30. August 2004 

Vereinbarung 

zwischen 

Rudolf Knecht, Paradiesstrasse 1, 8802 Kilchberg, 

und 

Christos Thakos, Pappelweg 10, 8404 Winterthur, 

betreffend Darlehen 

1. Rudolf Knecht bezahlt Christos Thakos CHF 1001000.-, zahlbar nach Unter­

zeichnung dieser Vereinbarung, nach erfolgtem Grundbucheintrag gemass 

nachfolgender Ziff. 3 sowie nach erfolgter Übergabe aller Inhaberaktien der 

Weinlander AG für Barbetriebe gemass nachfolgender Ziff. 5. 

2. Christos Thakos verpflichtet sich zur Rückzahlung von CHF 1121000.- spates­

tens am 31. Oktober 2002. Mit Eintritt des Fálligkeitstermins treten automa­

tisch die Verzugsfolgen ein. 

Für diese Verpflichtung haftet die Weinlander AG für Barbetriebe solidarisch 

(Art. 143ff. OR). 

3. Zur Absicherung des Betrages von CHF 1121000 sowie allfalliger Verzugskos­

ten wird eine Grundpfandverschreibung über insgesamt CHF 2001000 auf der 

Parzelle 941, Grundbuch Andelfingen, der Weinlander AG für Barbetriebe er­

richtet. 

4. Die Weinlander AG für Barbetriebe bestatigt mit Mitunterzeichnung dieser 

Vereinbarung, mit dieser Absicherung einverstanden zu sein, verzichtet im 

Falle der Zwangsvollstreckung auf Erhebung irgendwelcher Einreden aus die­

sem Vertrag und anerkennt die eingegangene Solidarhaftung. 



5. Zur weiteren Absicherung von insgesamt CHF 200'000.- verpflichtet sich 

Christos Thakos, Rudolf Knecht bei Unterzeichnung dieser Vereinbarung 

samtliche Inhaberaktien der Weinlãnder AG für Barbetriebe auszuhãndigen. 

Christos Thakos erklart, dass sich alle diese Inhaberaktien in seinem Besitz 

und unbeschwertem Eigentum befinden. Mit der Übergabe der Inhaberaktien 

wird Rudolf Knecht ein Pfandrecht im Sinne von Art. 884ff. /901 ZGB einge­

raumt. 

6. Rudolf Knecht steht die Wahl zu, welche Sicherheiten er in welcher Reihenfol­

ge beanspruchen will. 

7. Im Falle von Streitigkeiten aus dieser Vereinbarung werden ausschliesslich die 

für Kilchberg vorgesehenen Gerichte als zustãndig erklart. 

Kilchberg / Winterthur, den 15. Mai 2001 

Rudolf Knecht: Christos Thakos: 

Unterschrift von Knecht Unterschrift von Thakos 

Weinlãnder AG für Barbetriebe 

Un te rsch rif t von Thakos 



Schriftliche AnwaltsprüfunC' 

I. 

Peter Moser (Jahrgang 1960), der jüngere der beiden Sohne der sehr vermogenden Witwe 
Moser, ist unglücklich verheiratet. Ein Scheidungsverfahren ist seit Jahren vor zürcherischen 
Gerichten hangig; seine Ehe ist kinderlos geblieben. 

11. 

Anfang 2001 - kurz nach Einleiung des Scheidungsverfahrens .;.- erkrankte Peter an Krebs. 
Die Ãrzte gaben ihm keine grossen Chancen, noch langer als ein paar Jahre zu leben. 
Sowohl Peter als auch seine Mutter fürchteten nun, dass der allseits unbeliebten Ehefrau 
(von Peter) beim Tod der vermogenden Witwe Moser dereinst (als Erbin von Peter) 
umfangreiche Vermogenswerte zufallen würden, sollte Peter zum Zeitpunkt des Todes der 
Mutter noch nicht rechtskraftig geschieden sein und wegen seiner Krebserkrankung jung 
versterben. 

Peter und seine Mutter entschieden sich deshalb, einen unentgeltlichen Erbverzichtsvertrag 
abzuschliessen. Danach verzichtete Peter zugunsten seines Bruders Werner vollumganglich 
auf seinen Erbteil. Diesen Erbverzichtsvertrag liessen Mutter Moser und ihr Sohn Peter am 
6. Oktober 2003 unter Beisein zweier Zeugen im Notariat Dielsdorf offentlich beurkunden. 

Wieder zu Hause angekommen verfassten MuUer Moser und Peter gleichentags ein 
"Protokoll", wonach der soeben abgeschlossene Erbverzichtsvertrag keine Gültigkeit 
entfalten solle, falls die Ehe von Peter bei dessen Ableben - wider Erwarten - "~;'j3,~:;;:i~;c';ti<~; 

rechtskraftig geschieden worden sei. Das handschriftliche Protokoll wurde von Peter und 
seiner Mutter unterzeichnet und mit Datum versehen. Werner erhielt eine Ausfertigung des 
Erbverzichtsvertrages und eine beglaubigte Kopie des handschriftlichen "Protokolls". 

11. 

Dank mehreren Chemotherapien verbesserte sich Peters Gesundheitszustand. Die 
Scheidung konnte am 3. Mai 2004 rechtskraftig abgeschlossen werden. Am 5. Mai 2004 
verstarb die Mutter von Peter und dessen Bruder, 75jahrig, vollig unerwartet bei einem 
Autounfall in der Nahe ihres Wohnortes Regensberg. 

111. 

Werner behauptet nun, Peter habe auf seinen Erbanteil verzichtet, so dass er als Alleinerbe 
zu gelten habe. Peter ist anderer Ansicht. Er stützt sich auf das mit seiner Mutter 
unterzeichnete Protokoll und behauptet, damit hatte er und seine Mutter den Erbverzichts-
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vertrag unter einer - zulãssigen und in casu eingetretenen - Bedingung für nichtverbindlich 
erklãrt. Da er und sein Bruder einzige gesetzliche Erben der Erblasserin seien,müsse der 
~achlass hãlftig geteilt werden. 

* * * 

Fragen 

1. Wie ist die Rechtslage? 

2. Angenommen, beim Tod der Mutter hãtte Peter bei der verstorbenen Mutter 
gelebt. 

• Wo und mit welcher Klage würde Werner nach durchgefühtem Sühnverfahren 
das ordentliche Verfahren einleiten? 

• Formulieren Sie das oder die klãgerischen Rechtsbegehren. 

3. Angenommen, beim Tod der Mutter hãtte Werner bei der verstorbenen Mutter 
gelebt. 

• Wo und mit welcher Klage würde Peter nach durchgeführtem Sühnverfahren 
das ordentliche Verfahren einleiten? 

• Formulieren Sie das oder die klãgerischen Rechtsbegehren. 

4. Angenommen, beim Tod der Mutter hãtten die beiden S6hne Peter und Werner 
eigene Wohnsitze gehabt. Àndert sich dadurch.etw~s in Bezug auf die Klage(n)? 

5. Angenommen, Peter und seine Mutter hãtten keinen Erbverzichtsvertrag 
abgeschlossen und Peter wãre - ohne rechtskrãftig geschieden zu sein - vor 
sein er Mutter verstorben. Wer würde wieviel (in Prozenten) erben? 

* * * 

Verfügbare Gesetzestexte: ZGB/OR (Schulthess-Ausgabe); GestG/OG/ZPO/GVG 
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Schriftliche Anwaltsprüfung 

Peter Meier ist a1leiniger Geschãftsftihrer der Lupus Immobilien GmbH (nachfolgend Lupus) 

mit Sitz in Zürich. Das Stammkapital betrãgt Fr. 500'000.--. Gemãss Statuten ist der An- und 

Verkauf sowie die Vermietung und Verwaltung von Liegenschaften Zweck der GmbH. Die 

Gesellschaft ist Eigentümerin von 80 W ohn- und Gewerbeliegenschaften und besorgt die 

Verwaltung von rund 200 Liegenschaften, die Dritten gehõren. N eben dem Geschãftsführer 

Meier hat die GmbH 13 Angestellte. 

Peter Meier gelangt brief1ich an Sie als Anwalt und ersucht um schriftliche Beantwortung 

folgender Fragen: 

1.1 Die Lupus ist Eigentümerin einer Stockwerkeinheit mit einer Wertquote von 

150/1000. Es gibt insgesamt 6 Stockwerkeinheiten. Diese befinden sich in Meilen. Die 

Stockwerkeinheit der Lupus befindet sich im Parterre. An der Stockwerkeigentümer­

versammlung vom 25. August 2004 hat die Stockwerkeigentümerversammlung be­

schlossen, den Lift im Gebãude zu ersetzen, da dieser bereits 40 j ãhrig und immer sto­

rungsanfà1liger ist. Zudem erachtete die Liftunterha1tsfitma den bestehenden Lift als 

nicht mehr sicher. Die Stockwerkeigentümergemeinschaft beschloss zudem, der Firma 

Lift AG gestützt auf deren Offerte im Betrag von Fr. 98'000 den Auftrag zur Liftsanie­

rung zu erteilen. Die Lupus hat a1l diesen Beschlüssen zugestimmt nicht aber dem Be­

schluss der übrigen Stockwerkeigentümer, dass die Kosten der Sanierung entspre­

chend den Wertquoten aufgetei1t werden. 

1.2 Die Lupus ist mit der beschlossenen Kostenbeteiligung absolut nicht einverstanden. 

Was ist zu untemehmen (wer, wie, wo, wann, gegen wen, gestützt auf?). Wie schãt­

zen Sie die Erfolgschancen ein. Wie sieht ein allfàlliger Instanzenzug aus? 

1.3 Was für zusãtzliche Informationen benõtigen Sie a1lenfalls für die Beantwortung mei­

ner Fragen. 



2.1 Die Lupus ist Eigentümerin einer wunderschõnen Attikawohnung in Zürich mit See­

sicht. lch (Peter Meier) mõchte die Mõglichkeit haben, diese spãter einmal zu erwer­

ben, und mõchte dies rechtlich absichem. Was fUr Mõglichkeiten gibt es und was ist 

zu beachten ? 

2.2 Was fUr zusãtzliche Infonnationen benõtigen Sie allenfalls fUr die Beantwortung mei­

nerFragen? 

2 

3.1 Gesellschafter der Lupus warenlsind ich (peter Meier) und Max Müller, beide mit ei­

nem Stammanteil vonje Fr. 250'000.--. Wir haben am 8. August 2004 schriftlich ver­

einbart, dass ich (Peter Meier) den Stammanteil von Max Müller kaufe und Max Mül­

ler seinen Stammantei1 auf mich übertrage. Wir vereinbarten einen Kau:tpreis von Fr. 3 

Millionen, zahlbar in 2 Raten à je Fr. 1 '500'000.--. lch habe die erste Rate var einer 

W oche bezahlt. In der Zwischenzeit habe ich festgestel1t, dass der Kau:tpreis wesent­

lich zu hoch ist. Sehen Sie Mõglichkeiten, dass ich das Geschãft rückgangig machen 

kann ? 

3.2 Was fUr zusãtzliche Infonnationen benõtigen Sie allenfalls fUr die Beantwortung mei­

ner Frage? 

4.1 lch (Peter Meier) wurde von einem Mobilfunkbetreiber angefragt, ob dieser auf einer 

der Lupus gehõrenden Liegenschaft in Winterthur eine Mobilfunkantennenanlage in­

stallieren kõnne. An einer Besprechung vor rund zwei Monat einigten sich die Lupus 

und der Mobilfunkbetreiber mündlich darauf, dass für die Dauer bis 1. September 

2014 eine Flãche von 1 m2 auf dem Dach für die Antennenanlage und von einem 1 m2 

unter dem Dach fur die lnstallation von elektronischen Gerãten zur VerfUgung gestellt 

wird. Die Lupus erhãlt jãhr1ich Fr. 8'000.--. Der Mobilfunkbetreiber wies nach, dass 

alle 6ffentlich-recht1ichen Vorschriften erfUllt sind. 

In der Zwischenzeit wurde das Projekt aufgrund der Bauausschreibung bekannt und 

insgesamt 60 Mieter aus der nahen Umgebung, davon rund 40 aus Hãusem der Lupus, 

ver1angen von der Lupus uItimativ, teilweise unter der Androhung von Kündigungen 

der MietverhãItnisse, dass die Antennenanlage verhindert werde. Diese sei fUI die Ge­

sundheit schãdlich. Die Lupus m6chte es mit ihren Mietem nicht verderben. Sehen 
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Sie Mõglicheiten, die Vereinbarung rückgangig zu machen? Wie wãre allenfalls vor­

zugehen ? Welche Gerichte waren bei einer prozessualen Auseinandersetzung zustan­

dig ? 

4.2 Was für zusatzliche Informationen benõtigen Sie allenfalls für die Beantwortung mei­

ner Frage? 

Gesetze: ZGB, OR, ZPO, GVG, OG 
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Schriftliche Anwaltsprüfung' 

Sachverhalt1 

Der in Meilen wohnhafte und im Handelsregister mit der Einzelfirma "Harzenmo­

ser Architektur und Generalunternehmung" mit Sitz in Zürich eingetragene Har­

zenmoser erwarb am Abhang des Bachtels in der Gemeinde Hinwil das Grund­

stück Kat.-Nr. 5271, um daraut drei Einfamilienhãuser zu erstellen. Eigentümer 

der oberhalb liegenden Nachbarparzelle Kat.-Nr. 5270 mit einem bereits beste­

henden Einfamilienhaus ist Rüdisühli. Als das Bauvorhaben im Januar 2002 aus­

geschrieben wurde, verlangte Rüdisühli Zustellung des baurechtlichen Ent­

scheids. Die Baubewilligung wurde Harzenmoser anstandslos erteilt. Nun gelang­

te aber RA Dr. Schwarz im Auftrag von Rüdisühli an Harzenmoser und er6ffnete 

ihm, seine Klientschaft sehe sich leider gen6tigt, die Baubewilligung mit Rekurs 

anzufechten. Harzenmoser, finanziell in Not, konnte es sich nicht leisten, evtl. jah­

relang um die Baubewilligung zu prozessieren und nicht bauen zu kõnnen. Er un­

terzeichnete daher eine von Dr. Schwarz aufgesetzte und für seine Klientschaft 

unterschriebene Vereinbarung, welche aut das Baugesuch und die erteilte Bewil­

ligung Bezug nimmt. Darin wird festgehalten, Rüdisühli stelle das Projekt "insbe­

sondere in Bezug aut Geschossigkeit, Ausnützung, bauliche Massnahmen und 

Katasterbereinigung" in Frage. Harzenmoser verpflichtete sich, "als Wertausgleich 

für Wertverminderung des Grundstückes von Herrn RüdisühW sofort Fr. 41000.-, 

sowie an spateren Daten Fr. 261000.- und Fr. 501000.- zu zahlen. Für Streitigkei­

ten aus diesem Vertrag wurde das Bezirksgericht Zürich (wo RA Dr. Schwarz in 

der Nahe des Bezirksgebaudes sein Büro hat) als zustãndig bezeichnet. Harzen­

moser bezahlte die ersten Fr. 41000.-; Rüdisühli rekurrierte nicht. Die Baubewilli­

gung wurde rechtskraftig und die drei Einfamilienhãuser konnten erstellt werden. 

Spater weigerte sich Harzenmoser jedoch, die noch ausstehenden Fr. 76 1000.- zu 

zahlen, wei! er sich, wie er sagt, "erpressf' fühlt. 



Frage 1.1 

Wo leitet Rüdisühli die Betreibung über Fr. 761000.- gegen Harzenmoser ein? 

Frage 1.2 

Nach erhobenem Rechtsvorschlag wird Rüdisühli provisorische Rechts6ffnung 

erteilt. Vor welchem Gericht ist die Aberkennungsklage einzuleiten ? 

Frage 1.3 

Beurteilen Sie in einem Exposé die Chancen der Klage unter folgenden Annah­

men: Rüdisühli ist nicht in der Lage zu sagen, inwiefern die Baubewilligung nicht 

rechtskonform sein soll und er kann die von Dr. Schwarz in der Vereinbarung ge­

wãhlte Formulierung nicht konkretisieren. Er hat aber eine Privatexpertise erstel­

len lassen, welche zufolge Verlusts der freien Aussicht eine Wertminderung des 

Grundstückes um Fr. 1001000.- bis Fr. 1501000.- feststellt. 

Frage 1.4 

K6nnte Rüdisühli mit Aussicht auf Erfolg im gleich~n P~ozess auch die bereits 

bezahlten Fr. 41000.- zurückfordern? 

Sachverhalt 2 

2 

Das Einfamilienhaus Rüdisühlis aur Kat. Nr. 5270 ist an Wohnlich vermietet. Die 

drei neuen Einfamilienhãuser verdecken nun die bis jetzt freie Aussicht aus Gar­

ten und Parterre des Mietobjekts auf die Alpen. Wohnlich ist der Meinung, damit 

sei der Wohnwert des Hauses um mindestens 10 0/0, nãmlich Fr. 500.- pro Monat, 

gesunken. Er beruft sich auch darauf, dass im seinerzeitigen Vermietungsinserat 

ausdrücklich auf den "phantastischen Blick auf die Alpen" hingewiesen worden ist. 

Frage 2 

Kann Wohnlich eine Reduktion des Mietzinses erreichen und wie muss er vorge­

hen? 
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Sachverhalt 3 

Wir setzen (unabhãngig von der Beurteilung bei Frage 1) den Fali, Rüdisühli habe 

den Prozess gegen Harzenmoser durch alle Instanzen gewonnen und nunmehr 

Prozessentschãdigungen in der H6he von Fr. 30'000.- zu fordern; leider ist über 

Harzenmoser jüngst der Konkurs er6ffnet worden. Rüdisühli liest im Amtsblatt 

folgende Publikation: 

"Über Hermann Harzenmoser. ... ist durch Verfügung 
des Konkursrichters ... der Konkurs er6ffnet, das Verfah­
ren aber mit Verfügung dieses Richters vom 22. Sep­
tember 2004 mangels Aktiven eingestellt worden. 

Sofern nicht ein Glãubiger bis zum 11. Oktober die 
Durchführung des Konkursverfahrens verlangt, sich 
gleichzeitig zur Übernahme des durch die Konkursmas­
se nicht gedeckten Teils der Kosten verpflichtet und dar­
an vorlãufig einen Barvorschuss von Fr. 5'000.- leistet, 
gilt das Verfahren als rechtskrãftig geschlossen." 

Rüdisühli ist empõrt, dass er jetzt auch noch den Konkurs finanzieren soll; ferner 

hat er erfahren, dass Harzenmoser erst vor einem halben Jahr sein Einfamilien­

haus in Meilen seiner Ehefrau zum Preise von Fr. 1,2 Mio. verkauft hat. Der Kauf­

preis wurde getilgt durch Übernahme von zwei Hypotheken in H6he von Fr. 

900'000.- und durch Verrechnung mit einer Darlehensforderung der Ehefrau im 

Betrage von Fr. 300'000.-. Tatsãchlich hat Frau Harzenmoser ihrem Gatten aus 

ihrem Verm6gen Fr. 300'000.- für seinen Geschãftsbetrieb geliehen, um diesen 

über Wasser zu halten. Rüdisühli ist überzeugt, dass die Liegenschaft mindestens 

1 ,4 Mio Fr. wert ist. 

Frage 3 

Hat Rüdisühli eine Chance, zur Deckung seiner Forderung auf das Haus in Méi­

len zu greifen und muss er dazu den Konkurs Harzenmoser finanzieren ? Wie 

kann Rüdisühli vorgehen und welches Rechtsbegehren ist zu stellen ? 

Hilfsmittel: 

OR/ZGB (Ausgabe Gauch); SchKG (Ausgabe Walder); GVG; ZPO. 



Rechtanwaltsprüfung -

Das Obergericht des Kantons Zürich fàl1te am 5. Oktober 2004 in der Sache Bigler gegen 

Stõckli ein UrteiL Es hiess dabei die Berufung von Bigler gut und stel1te fest, dass die von 

Stõckli in Betreibung gesetzte Forderung gegenüber Bigler von CHF 300'000.- nicht besteht. 

Die Vorinstanz, das heisst das Bezirksgericht Zürich, hatte einen gegenteiligen Entscheid ge­

fàl1t. 

A. 

Ausgangspunkt war folgender Sachverhalt: Stõckli betrieb Bigler aufgrund eines Pfandaus­

fal1scheines vom 01. Mãrz 1985 fiir einen Pfandausfall von CHF 300'000.- nebst Betrei­

bungskosten. Der Betriebene erhob Rechtsvorschlag. Hierauf ersuchte Stõckli um Gewãhrung 

provisorischer Rechtsõffnung. Diese wurde ertei1t. Hierauf reichte Bigler gegen Stõckli eine 

Klage ein. Diese wies das Bezirksgericht ab. 

Gegen das Urteil reichte Bigler beim Obergericht Berufung ein. Er beantragte den Entscheid 

des Bezirksgerichtes aufzuheben und es sei festzustellen)dass-die in Betreibung gesetzte Forde­

rung über den Betrag von CHF 300'000.- nicht bestehe. 

B. 

Das Obergericht machte folgende Ausfiihrungen: Der pfandausfallschein habe als Schuldan-
4r:p 

erkennung gemãss Art. 1-%5'" Abs. 3 und Art. 82 SchKG zu ge1ten. Wenn die Aberkennungs-

klage abgewiesen wãre, bedeute das in betreibungsrechtlicher Hinsicht, dass die provisorische 

Rechtsõffnung definitiv werde. 

Auszugehen sei davon, dass am 02. Dezember 1978 das Baukonsortium Rüti eine Inhaberob­

ligation mit Grundpfandverschreibung errichtet habe. Dieses sei damals mit Vollmacht durch 

Senn und Arto vertreten gewesen. Mit der Inhaberobligation habe sich das Baukonsortium 

verpflichtet, dem Inhaber der Obligation CHF 500'000.- zu bezahlen. Zur Sicherstellung sei 

gleichzeitig eine Grundpfandverschreibung auf dem Grundstück Nr. 1001 in Zürich 1 errich­

tet worden. Auf Begehren einer Glãubigerin sei das Grundstück zu einem Zuschlagspreis von 

CHF 400'000.- versteigert worden. Nach Befriedigung der vorgehenden Glãubiger habe der 

Steigerungser1õs nur noch CHF 200'000.- betragen. In diesem Zwangsvol1streckungsverfah­

ren über das betreffende Grundstück habe Stõckli gestützt auf die Inhaberobligation mit 

Grundpfandverschreibung eine Forderung von CHF 400'000.- angemeldet. Da die Forderung 

nicht gedeckt gewesen sei, habe ihm das Betreibungsamt einen Pfandausfallschein ausgestellt. 

1 



In der Folge erhob Bigler den Einwand, dass er im Zeitpunkt der Errichtung der Inhaberobli­

gation gar nicht mehr Mitglied des Konsortiums Rüti gewesen sei, so dass gegen ihn Stõckli 

keine Ansprüche mehr erheben kõnne. Was den Konsortialvertrag anbelangt, so haben Senn, 

Arto, Bigler, Hess und Hirt diesen unterzeichnet. Zweck der Gese11schaft war der Kauf von 

Baulandparze11en und deren Weiterverwertung. Bigler beschwerte sich sodann bei Senn und 

Arto sinngemãss darüber, dass die anlãsslich der Gründung des Konsortiums abgemachten 

Konditionen nicht eingehalten worden sei en. Er setzte Senn und Arto eine Frist von vierzehn 

Tagen zur Einhaltung der getroffenen Vereinbarungen und rugte folgendes bei: 

"So11te ich in dieser Zeit wieder nichts von ihnen hõren, betrachte ich die Angelegenheit Kon­

sortium Rüti flir mich als er1edigt und werde fortan diesem Konsortium nicht mehr angehõ-

ren." 

c. 
Ein halbes J ahr spãter ver1angte Bigler von Senn die Ausbezahlung einer Summe von CHF 

20'000.- und bezog sich dabei auf ein gemeinsames Gesprãch. Er fligt folgendes bei: 

"Wenn ich auch gemãss unserer Absprache und dem vorgenannten Mahnbrief nicht mehr dem 

Konsortium Rüti angehõre, bin ich doch der Meinung, dass mir dieses Geld gleichwohl zuste-

hen würde." 

Senn sagte als Zeuge vor dem Obergericht aus, das Konsortium habe den Austritt von Bigler 

akzeptiert. Auf we1chen Zeitpunkt dies erfolgt sei, konnte der Zeuge nicht mehr bestimmen. 

Das Obergericht ging davon aus, Bigler sei im Herbst 1977 (kein exakter Zeitpunkt) aus dem 

Konsortium Rüti durch Kündigung ausgeschieden. Dies sei in der Folge vor Ablauf ~er Kün­

digungsfrist vom Konsortium akzeptiert worden. Jedenfa11s sei Bigler ab Ende April 1978 

nicht mehr Mitglied des Konsortiums Rüti. 

D. Á~ 
Am 02. Dezember 1978 unerzeichneten sodann Senn und ~i die Inhaberobligation mit 

Grundpfandverschreibung als Vertreter des Baukonsortiums Rüti. Als Mitglieder des Konsor­

tiums wurden damals sãmtliche Konsortianten gemãss dem ursprünglichen Konsortialvertrag 

aufgeruhrt. A11es wurde õffentlich beurkundet. In der Folge bestritt Bigler, dass seine Vo11-

machterteilung an die geschãftsfiihrenden Mitglieder des Konsortiums Senn und Arto zur 

Richtung der Inhaberobligation mit Grundpfandverschreibung erteilt worden sei. Darur, dass 
[.~'Y 

Senn und Arto über die nõtige Verfiigungsberechtigung zur Richtung der Inhaberobligation 

mit Grundpfandverschreibung verfligten, sei Stõckli beweispflichtig. Hiefiir genüge die õf-
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fentliehe Urkunde nieht, da sieh die verstãrkte Beweiskraft nur auf Tatsaehen bezõge, welehe 

die Urkundsperson kraft eigener Wahrnehmung als riehtig beseheinigt habe. Es ergãbe si eh 

deshalb, dass Bigler Ende April 1978 dureh Kündigung aus dem Konsortium ausgetreten sei. 

Bigler bestreitet, dass spãter eine separate V ollmaeht an Senn und Arto zur Riehtung der In­

haberobligation mit Grundpfandversehreibung erteilt worden sei. Entgegen den Darstellungen 

von Stõekli fiihre die fehlende Eintragung des Ausseheidens von Bigler aus dem Baukonsor­

tium Rüti nieht dazu, dass Bigler bezüglieh des Pfandgrundstüekes Gesamteigentümer und 

Grundpfandsehuldner geblieben sei. Stõekli kõnne sieh aueh nieht auf Art. 973 ZGB berufen, 

da sieh in Fãllen wie hier der õffentliehe Glaube lediglieh auf das Pfandreeht erstreeke. 

Aufgaben 

1. Es ist eine grundsãtzliehe Analyse des Obergeriehtsurteils vorzunehmen. 

2. Welehe Sehwaehstellen weist das Urtei1 auf? 

3. Empfehlen Sie dem Unter1egenen die Einlegung von Reehtsmitteln, an welehe Instanz 

und mit we1chen Rügen? 
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Schriftliche Anwaltsprüfung 'F 

F 
l 

WiIIi Fleissig mit Wohnsitz in Baar/ZG war von 1994 bis 2003 Angestellter der Knüller AG mit 

Sitz in Zürich, zuerst als Sachbearbeiter, dann als Prokurist und schliesslich als dem CEO 

direkt unterstellter Direktor. Sein Gehalt betrug schliesslich CHF 2101000.- pro Jahr. Boni 

wurden in der Knüller AG in der Regel nicht ausgerichtet. 

Die Knüller AG ist eine 100-prozentige Tochtergesellschaft der b6rsenkotierten Knüller 

Holding AG mit Sitz in Horgen. Walter Brunner ist sowohl Verwaltungsratsprasident und CEO 

der Knüller Holding AG wie auch einziger Verwaltungsrat der Knüller AG. 

Mit Aufhebungsvertrag vom 3. Februar 2003 wurde das Arbeitsverhaltnis zwischen Willi 

Fleissig und der Knüller AG per 31. Mãrz 2003 beendet. 

Wãhrend seiner Anstellungszeit hat Willi Fleissig mit der Knüller Holding AG insgesamt drei 

sogenannte "Beteiligungsvertrãge" abgeschlossen: 

A) Am 1. Februar 1999 ei nen als "Treuebonus" bezeichneten Kaufvertrag über 50 

Optionen zum Kauf von je 100 Aktien der Knüller Holqing f\G. Zu diesem Zeitpunkt 

betrug der Kurs der Knüller Holding Aktie CHF 50.- Pro Option bezahlte Willi Fleissig 

einen Kaufpreis von CHF 21000.-. Die Optionen konnten am 1. Februar 2004 ausgeübt 

werden. Die Differenz zwischen dem Kaufpreis der Optionen und dem Wert der 

zugrundeliegenden Aktien versteuerte Willi Fleissig als Lohn. 

B) Am 3. Januar 2000, anlãsslich seiner Bef6rderung zum Direktor, einen als 

"Kaderoption" bezeichneten Kaufvertrag über 100 Optionen zum Kauf von je 100 

Aktien der Knüller Holding AG. Zu diesem Zeitpunkt betrug der Kurs der Knüller 

Holding Aktie CHF 65.- Pro Option bezahlte Willi Fleissig einen Kaufpreis von CHF 

11000.-. Die Optionen konnten zwischen dem 1. Januar und 31. Dezember 2011 

ausgeübt werden. Auf Grund der langen Wartefrist mussten diese Optionen nicht als 

Lohn versteuert werden. 

C) Am 4. April 2001, im Rahmen des ordentlichen Mitarbeiterbeteiligungsplanes, einen 

Kaufvertrag über 10 Optionen zum Kauf von je 100 Aktien der Knüller Holding AG. Zu 

diesem Zeitpunkt betrug der Kurs der Knüller Holding Aktie CHF 80.-. Pro Option 

bezahlte WiIIi Fleissig einen Kaufpreis von CHF 7'500.- Die Optionen konnten am 20. 

Dezember 2003 ausgeübt werden. Auch diese Optionen mussten, allerdings aus 

anderem Grund als unter B), nicht versteuert werden. 

RH/SP vom 18.10.04 tinal 15.10.04 
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Sãmtliche Optionen konnten gemãss der jeweils identischen Klauseln (jeweils Ziff. 5) in den 

Beteiligungsvertrãgen nur unter der Voraussetzung ausgeübt werden, dass der Berechtigte 

im Zeitpunkt der Ausübung in einem ungekündigten Arbeits- oder Auftragsverhãltnis mit 

einer Gesellschaft der Knüller Gruppe steht, es sei denn, der Berechtigte sei vor dem 

Verfalltag aus gesundheitlichen Gründen aus der Knüller Gruppe ausgeschieden. 

Am 31. Mãrz 2003 betrug der Kurs der Knüller Holding Aktie CHF 200.- Auf 

Auskunftsersuchen von Willi Fleissig teilt die Knüller Holding AG mit, sãmtliche Optionen 

seien gestützt auf Ziff. 5 der jeweiligen Beteiligungsvertrãge entschãdigungslos verfallen. 

Willi Fleissig ist bestürzt und sucht Ihren Rat. Er teilt Ihnen mit, dass er sich aus 

berufsethischen Gründen zur Beendigung seines Arbeitsverhãltnisses gezwungen gesehen 

habe. Walter Brunner habe von ihm im Rahmen seiner Funktion als Direktor der Knüller AG 

die Unterzeichnung von Vertrãgen verlangt, die er im Rahmen von gesetzlichen 

Bestimmungen sowie der Ordnung des Berufsstandes nicht habe billigen kõnnen. Walter 

Brunner habe ihn vor die Wahl gestellt, entweder zu unterzeichnen oder zu kündigen. 

Schliesslich hãtten sie sich auf ei nen Aufhebungsvertrag g~einigt. 

FRAGE1: 

Wo, wie und gegen wen müsste Willi Fleissig allenfalls Klage erheben? 

FRAGE 2: 

Was wãren die mõglichen Klagegrundlagen? Führen Sie alle denkbaren Klagegrundlagen 

und rechtlich relevanten Argumente auf und beurteilen Sie die Erfolgschancen. 

FRAGE3: 

Wie lautet Ihr Rechtsbegehren? Welche prozessualen Antrãge stellen Sie allenfalls? Bitte 

begründen Sie in kurzen Worten Ihre Antwort. 
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FRAGE 4: 

Gehen Sie von der Annahme aus, das erstinstanzliche Gericht habe die Klage(n) von Willi 

Fleissig abgewiesen und entschieden, es sei bewiesen, dass Willi Fleissig das 

Arbeitsverhaltnis nicht aus berufsethischen Gründen habe beendigen müssen. Das obere 

kantonale Gericht habe die Berufung von Willi Fleissig abgewiesen und den erstinstanzlichen 

Entscheid bestatigt. Willi Fleissig will den Entscheid mit folgenden Argumenten weiterziehen: 

A) Das erstinstanzliche Gericht habe einen von ihm offerierten Zeugen nicht 

einvernommen, der aussagen kõnne, dass Willi Fleissig von Walter Brunner unter 

Druck gesetzt worden sei, am 1. Februar 1999 nicht nur 25 sondern 50 Optionen zu 

erwerben. 

B) Hinsichtlich der Frage, ob das Arbeitsverhaltnis aus berufsethischen oder anderen 

Gründen beendet worden sei, habe das erstinstanzliche Gericht die Beweislast falsch 

verteilt. 

C) Die Entscheide des erstinstanzlichen und des oberen kantonalen Gerichtes hatten 

missachtet, dass eine Umgehung einer Bestimmung des Obligationenrechts vorliege. 

D) Hinsichtlich der Frage des Grundes zur Beendigung des Arbeitsverhaltnisses seien die 

Richter ihrer richterlichen Fragepflicht nicht nachgekommen, weshalb das rechtliche 

Gehõr verletzt worden sei. 

Welche(s) Rechtsmittel kõnnen(kann) gegen den Entscheid des oberen kantonalen Gerichts 

eingelegt werden? Was halten Sie von den Rügen A-D (nur formelle Betrachtung)? 

FRAGE 5: 

Was ist das Schicksal des Verfahrens, wenn (a) WiIIi Fleissig wahrend des erstinstanzlich 

pendenten Verfahrens stirbt oder (b) über die beklagte Gesellschaft wahrend des 

erstinstanzlich pendenten Verfahrens der Konkurs erõffnet wird? 

Die Aufgabe ist nicht abzuschreiben und muss der Prüfung beigelegt werden. 

Gesetze: OR, ZGB, SchKG, IPRG, LugÜ, GStG, ZPO, GVG, OG 
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Sachverha It 

Elfriede Dietrichsen hatte zwischen 1985 und 2002 ei ne Liebesbeziehung mit Graf 

Friedrich von Kulmbach. Sie war zuerst im Haushalt des Grafen angestellt, wechselte 

dan n in die Gutverwaltung des Hauses Kulmbach und wurde schliesslich Privatse­

kretarin des Grafen. Beide wohnen seit 1985 in Berlin. Der überaus wohlhabende 

Graf Friedrich ist seit 30 Jahren verheiratet und hat zwei erwachsene ,Kinder. Im 

Jahr 1993 brachte Elfriede eine schwer behinderte Tochter namens Sybille zu Welt. 

Wer der Vater von Sybille ist, wurde bis heute nicht offiziell festgestellt. Der Graf 

wurde zum Paten von Sybille auserwahlt und unterstützte Elfriede seit der Geburt 

mit monatlichen Beitragen von durchschnittlich über CHF 5 1000.-, welche diese vor 

allem für die Betreuung der behinderten Sybille dringend brauchte. 

Im Jahr 2000 nahmen sich Elfriede und Graf Friedrich vor, diese Unterstützungslei­

stungen mittels einer Vereinbarung auf ei ne langfristige rechtliche Grundlage zu 

stellen. Elfriede suchte in Zürich ei nen Rechtsanwalt auf, der eine Rentenvereinba­

rung entwarf,. welche monatliche indexierte Zahlungen von CHF 5 1000.- an Elfriede 

und nach deren Tod auf Lebzeiten an Sybille vorsah. Die Zahlungen waren auf ein 

Konto von Elfriede bei der UBS in Schaffhausen zu leisten. Graf Friedrich erhielt 

diesen Entwurf von Elfriede ausgehandigt und brachte daran handschriftliche Kor­

rekturen an, die insbesondere darauf zielten, die monatlichen Rentenzahlungen in 

bar durch ei ne von ihm mittels Einmaleinlage zu bestellende Versicherungspolice zu 

Gunsten von Elfriede und Sybille bei einer schweizerischen Lebensversicherung zu 

ersetzen. In der Folge überarbeitete der Zürcher Rechtsanwalt die Rentenvereinba­

rung, welche dann am 15. Januar 2001 von Elfriede und Graf Friedrich in Berlin im 

Doppel unterzeichnet wurde (vgl. Beilage 1). 

Nach Unterzeichnung der Vereinbarung mahnte Elfriede den Grafen mündlich immer 

wieder, die erforderliche Einmaleinlage zur Bestellung der Versicherungspolice zu 

leisten. Friedrich vertrostete sie bis in das Jahr 2002 und liess ihr unregelmassig 

Barbetrage zukommen. Als sie sich nicht mehr weiter hinhalten lassen wollte, been­

dete der Graf seine Beziehung zu Elfriede und erklarte, er werde die Rentenverein­

barung nicht erfüllen; diese sei ohnehin ungültig. 

Elfriede Dietrichsen sucht Sie nun auf, mit dem Auftrag, gestützt auf die Rentenver­

einbarung Klage gegen den Grafen einzuleiten. 

************************************** 
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F,ragestellung 

1. Wie gehen Sie vor, um den Einzelschiedsrichter ernennen zu lassen, nachdem 

sich folgendes ergeben hat: 

• Graf Friedrich hat auf Ihren Vorschlag, Professor Dr. Dr. h. c. mult. Bene­

dikt Merian zu ernennen, nicht reagiert und er hat Sie über Ihre Klientin 

wissen lassen, er werde aueh keinerlei Aufforderungen, Verfügungen ete. 

eines sehweizerisehen Gerichts Folge leisten? 

• Sie haben unlangst einem Interview mit dem neuen Prasidenten des Zür­

eher Obergeriehts entnommen, dass dieser im Untersehied zu seinem Vor­

ganger in Anbetracht seiner enormen Arbeitslast nicht mehr gedenke, als 

Ernennungsbehorde in Sehiedssachen zu fungieren, wenn er dazu gesetz­

lieh nieht verpfliehtet sei. 

2. Welehe Reehmittel stehen gegen den Ernennungsentseheid zur Verfügung? 

3. Wie lautet das Reehtsbegehren Ihrer Klage? 

4. Naeh Einreiehung der Klage teilt Ihnen die Winterthur-Versieherung mit, dass 

die in der Rentenvereinbarung umsehriebene Rente von der Produkte-Palette 

abgesetzt worden sei, dass aber mit einer Kombination von Versieherungspo­

lieen zugunsten von Elfriede und Sybille in etwa diéselben Leistungen erreieht 

werden konnen. Wie passen Sie das Reehtsbegehren der Klage an? 

5. In seiner Klageantwort maeht der Reehtsvertreter des Grafen folgendes 

geltend: 

a) Weil der gesamte Vertrag wegen Willenmangeln ungültig sei, falle aueh 

die Sehiedsklausel dahin. Folglieh sei der Einzelsehiedsriehter nieht 

zustandig. Die Klage müsse daher abgewiesen werden. 

b) Die Klagerin und der Beklagte hatten immer in Berlin und nie in der 

Sehweiz Wohnsitz gehabt. Es liege daher ein rein deutseher Saehver­

halt vor. Die Reehtswahl zugunsten des sehweizerisehen Rechts sei 

daher nieht zulassig. Es komme deutsehes Reeht zur Anwendung. 

e) Selbst wenn sehweizerisehes Reeht zur Anwendung kame, bleibe § 518 

BGB, weleher für Sehenkungsversprechen die Form der offentliehen 

Beurkundung verlange, anwendbar. Die Rentenvereinbarung sei daher 

formungültig. 

d) Selbst unter sehweizerisehem Reeht sei die Rentenvereinbarung 

formungültig, da es sieh um eine verkappte Verfügung von Todes 

wegen handle. 
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e) Da die Winterthur-Versicherung die in der Vereinbarung spezifizierte 

Rente nicht mehr anbiete, sei unverschuldete Unmoglichkeit eingetre­

ten. 

f) Die Rentenvereinbarung sei wegen einer Tauschung bzw. eines 

Grundlagenirrtums ungültig. Die Klagerin habe dem Beklagten immer 

wieder suggeriert, er sei der Vater von Sybille. Dieser habe seine 

Vaterschaft nicht ausschliessen konnen, bis ein Vaterschaftstest, der 

vor wenigen Wochen eingeholt worden sei, die Vaterschaft des Grafen 

endlich ausgeschlossen habe. 

g) Die Rentenvereinbarung sei auch wegen Drohung ungültig. Die Klage­

rin habe dem Beklagten vor und nach Abschluss der Vereinbarung 

damit gedroht, in den Medien bekannt zu geben, er sei der Vater von 

Sybille, was für seinen tadellosen Ruf eine verheerende Wirkung 

gehabt hatte. Der Beklagte habe die Rentenvereinbarung nur unter­

zeichnet, damit die Klagerin von der Wahrmachung ihrer Drohung 

absehe. 

Wie beurteilen Sie diese Argumente und was konnen Sie ihnen aus klageri­

scher Sicht entgegensetzen? 

6. Wahrend der Ausarbeitung der Replik verstirbt der ernannte Einzelschieds­

richter, Prof. Dr. Dr. h. c. mult. Benedikt Merian, unerwartet. Wie gehen Sie 

vor, damit das Verfahren so schnell wie moglich weitergeführt werden kann? 

7. Welche Rechtsmittel konnen gegen den Entscheid des Einzelschiedsrichters 

ergriffen werden? Beschreiben Sie die verfügbaren Rechtsmittel kurz. 

Hilfsmittel: 

ZGBjOR mit Anhangen [Textausgabe Gauch, 45. Aufl.]; ZPO, GVG, OG, Konkordat 

über die Schiedsgerichtsbarkeit, Auszug aus dem BGB (§ 518) sowie aus dem 

EGBGB (§§ 1-46) 

******************************** 

Die Aufgabe ist nicht abzuschreiben, sondern der Losung beizulegen. 

Der Referent wird den Kandidatinnen und Kandidaten seinen Antrag schriftlich mit­

teilen. 



Schriftliche Anwaltsprüfung ::, 

Thema A 

Bernhard Meister war bis Ende 1990 als Analytiker/Programmierer bei der 
Firma Interway AG angestellt. In der Folge erbrachte er in loser Folge bis 
Ende 1992 einige Dienstleistungen für die Interway AG auf Auftragsbasis, 
die alle anstandslos honoriert wurden. Sodann fanden zwischen Septem­
ber 1993 und letztmals Mitte Dezember 1993 in den Raumen der Interway 
Gesprache zwischen Meister und Martin Müller, dem Geschaftsführer und 
gleichzeitig Verwaltungsratsprasidenten und Alleinaktionar der Interway 
AG, statt über eine denkbare Beschaftigung des Klagers für ein Projekt 
"Eurodatall

, die aber nicht zu einem konkreten Ziel bzw. einer Auftrags­
vergabe an den Klager führten. Ueber die Interway AG wurde im Marz 
1999 zufolge Insolvenzerklarung der Konkurs er6ffnet, indessen Ende 
September 1999 mangels Aktiven eingestellt. 

Mit Klageschrift vom 23. Oktober 2002 (gleichentags zur Post gegeben) 
und Weisung des Friedensrichteramtes der Stadt Zürich Kreise 7 und 8 
vom 10. Juni 2002 machte Meister beim Bezirksgericht Zürich eine Forde­
rungsklage über Fr. 601000.-- gegen Martin Müller rechtshangig. Zuvor 
hatte er erstmals am 11 . April 2000 ein Sühnbeg~hre~ gegen den Beklag­
ten gestellt und die entsprechende Weisung nach gescheiterter Sühnver­
handlung vom 2. Mai 2000 am 17. Mai 2000 erhalten. Diese Weisung liess 
er verfallen, reichte aber am 12. Mai 2001 ein weiteres Sühnbegehren ein, 
welches - nach wiederum gescheiterter Sühnverhandlung - zur Weisung 
vom 9. Juni 2001 führte. Auch diese Weisung verfolgte er nicht weiter. Er 
gelangte schliesslich am 9. Mai 2002 zum dritten Mal mit einem Sühnbe­
gehren an den Friedensrichter, der nach erneut unergiebiger Sühnver­
handlung die Weisung vom 10. Juni 2002 ausstellte, welche Meister am 
12. Juni 2002 zugestellt erhielt. 

Zur Begründung der Klage liess Meister ausführen, er habe im Frühjahr 
2000 aus verlasslicher Quelle, namlich einer dahinlautenden Zeugenaus­
sage in einem anderen Prozess, erfahren, dass Martin Müller ihn in den 
zwischen September und Mitte Dezember 1993 geführten Gesprachen an 
der Nase herumgetührt und ihm wider besseres Wissen vorgegaukelt ha­
be, er sei ein ernsthafter Anwarter tür das Projekt 11 Eurodatel\ . Er, der Kla­
ger, habe sich damals wahrend dieser rund 4 Monaten nur mit diesen I\Eu­
rodatal\-Ideen herumgeschlagen und es darob unterlassen, seine Energie 
und Schaffenskraft anderweitig einzusetzen und wirtschaftlich zu nutzen, 
womit ihm ein finanzieller Ausfall von Fr. 601000.-- als Schaden entstan­
den sei, für welchen Meister aufgrund seines hinterlistigen, ihn hinhalten­
den Verhaltens pers6nlich einzustehen habe. 
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Aufgabe 1: 

Verfassen Sie eine Klageantwort mit mõglichst umfassender Argu­
mentation für Martin Müller. 

Aufgabe 2: 

Nach durchgeführtem Hauptverfahren (Replik und Duplik brachten keine 
neuen Erkenntnisse) meinte der Gerichtsprãsident, er glaube so prima 
vista, man kõnne diesen Fali irgendwie via Verjãhrung erledigen und den 
Entscheid einfach einmal im Dispositiv er6ffnen. Er werde das aber noch 
naher prüf~n. Er gab dem Sekretar _aber den Auftrag, ein entsprechendes 
Entscheid-Dispositiv vorzubereiten. Gerichtsgebühr: Fr. 41600.--, PE: Fr. 
81000.--. 
Sie sind nun nicht Anwaltskandidat, sondern dieser Sekretãr. Wer­
den Sie entsprechend tãtig! 

(Bearbeitungsnotiz: Diese vorlaufige Meinung des Gerichtsprasidenten 
soll ihre Bearbeitung von Frage 1 weder auf richtige noch auf falsche 
Bahnen lenken!) 

Aufgabe 3: 

Angenommen, Sie seien nun der Anwalt Meisters, der mit dem Entscheid 
gemass Ziffer 2 vorstehend - wie immer Sie ihn eben formuliert haben -
nicht einverstanden ist und einen Entscheid erwirken will, durch welchen -
mit den Worten Meisters - "dieses Schlitzohr Müller, welches mit dem 
Konkurs seiner faulen Firma auch andere hintergangen h~t; tur Kasse 
gebeten wird". 
Mit welchem/n Rechtsmittelln (Kanton und Bund) gehen Sie vor und 
was beantragen Sie? 

Thema B: 

Bernhard Meister hat noch ein anderes Problem: Er steht im Scheidungs­
prozess. Uneinig ist man in der Auseinandersetzung über die eheliche 
Liegenschaft und über das ihm Ende 1992 zufolge Aufnahme einer selb­
standigen Erwerbstatigkeit ausbezahlte Pensionskassenkapital von da­
mais Fr. 300 1000.--. Er war damals gerade 45-jãhrig geworden. Kein Ehe­
vertrag. Heirat 1982. 
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Zur Liegensehaft. Erworben 1995, eingetragen im Grundbueh auf den 
Namen Meisters. Kaufpreis: Fr. 600'000.--. Finanzierung: Fr. 100'000.-­
aus Erbsehaft Bernhard Meisters, Fr. 80'000.-- aus Lohnkonto Bernhard 
Meisters, Fr. 20'000.-aus Lohnkonto Ehefrau Meister, Fr. 40'000.-- Erb­
vorbezug Ehefrau Meister, Fr. 360'000.-- grundpfandgesiehertes Darlehen 
der X-Bank AG, Sehuldner: Bernhard Meister. Heutiger (unbestrittener) 
Sehãtzungswert:: Fr. 900'000.--. Der Grundpfandkredit ist nieht, au eh nieht 
teilweise, amortisiert. Die Hypo-Zinsen sind immer aus Mitteln Meisters 
bezahlt worden. Es sind über den normalen Unterhalt hinaus keine Inves­
titionen in die Liegensehaft erfolgt. 

Aufgabe 4: 

Die Einzelriehterin hat Meister vorgesehlagen, dass er die Liegensehaft 
samt Hypothekarschuld übernehmen kbnne, er habe aber der Ehefrau 
eine Zahlung unter den Titeln Rüekerstattung der Investitionen und Mehr­
wertanteile Fr. 225'000.-- zu zahlen. 
Was meinen Sie als Interessenvertreter von Meister zu diesem Vor­
schlag? Wie kommt wohl die Einzelrichterin dazu? Allenfalls Gegen­
vorschlag? Begründung? 

Aufgabe 5: 

Bezüglich des Pensionskassenkapitals meint der Gegenanwalt Meisters, 
man müsse hier vom Grundsatz der Teilung der Austrittsleistungen nach 
Art. 122 ZGB vorgehen. Das müsse so vor sich gehen, dass man die Fr. 
220'000.--, die Meister habe nutzen kbnnen, mit einem Faktor 3,5% bis 
zur Scheidung aufzinse und der Ehefrau die Hãlfte zuweise. 
Was meinen Sie als Vertreter Meisters zu dieser Argumentation? 
Sehen Sie es allenfalls anders? Wenn ja, wie? 

Die Aufgabe ist nicht abzuschreiben, aber Ihrer L6sung beizulegen 

Hilfsmittel: ZGB/OR (Ausgabe Schulthess §, 45. Auflage), Prozessgesetze 

Falls das Bedürfnis besteht, in Frage 5 irgendwelche Rechnungen (Auf­
zinsung oder was immer) zu unternehmen, bitte bei Referentenbesuch 
melden! 


